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Bürgschaft ist ihre konkrete Ausgestaltung sowohl mit hel­
fenden Maßnahmen des Kollektivs als auch mit Verpflich­
tungen des Straftäters.

Als Bewährungs- und Wiedergutmachungsverpflichtun- 
gen des Strafrechtsverletzers haben sich in den Bürgschaf­
ten u. a. bewährt:
— Pflichten zur Erhöhung der ^Arbeitsdisziplin, Ausla­

stung der Arbeitszeit und Qualität der Arbeit sowie 
Maßnahmen zur Qualifizierung;

— Verpflichtungen zur Erhöhung der Lerndisziplin bei Ju­
gendlichen;

— Übernahme gesellschaftlicher Aufgaben und zusätzlicher 
Leistungen;

— Einschränkung des Alkoholkonsums und ordnungsge­
mäße Verwendung des Einkommens für die Familie.
Für die Kollektive hat sich die Festlegung folgender

Maßnahmen als wirksam erwiesen:
— Kontrolle des Verurteilten hinsichtlich seiner Bewäh­

rungsauflagen (insbesondere der Schadenswiedergut­
machung) ;

— Entgegennahme von regelmäßigen Berichterstattungen 
des Verurteilten über sein Arbeite- und Freizeitverhal­
ten;

— Unterstützung bei der Lösung persönlicher oder familiä­
rer Probleme (z. B. Einteilung des Wirtschaftsgeldes, 
Hausbesuche);

— bei Schülern und Lehrlingen Förderung ihrer Lern­
arbeit
Bei zu allgemein gehaltenen Bürgschaftserklärungen 

geben die Richter in der Hauptverhandlung oder im An­
schluß daran dem Kollektivvertreter Hinweise und Emp­
fehlungen zur weiteren inhaltlichen Ausgestaltung. Dieser 
Gesichtspunkt sollte auch bei der Auswertung von Straf­
verfahren beachtet werden, um das Kollektiv bei der er­
zieherischen Arbeit gegenüber dem Rechtsverletzer wirk­
sam zu unterstützen.

Bei Straftätern mit sonst positivem Gesamtverhalten, 
die ihre Arbeitsaufgaben und sonstigen Pflichten bisher 
gewissenhaft erfüllten und deren Straftat ein erstmaliges 
Fehlverhalten darstellt (z. B. bed Fahrlässigkeitsdelikten im 
Straßenverkehr) sind die Bürgschaften insbesondere Ver­
trauenserklärungen des Kollektivs zum Täter, mit denen 
die Aussage verbunden ist, daß sich das Kollektiv aus 
der Kenntnis des sonst verantwortungsbewußten Verhal­
tens des Täters für ein auch künftig gesellschaftsgemäßes 
Verhalten verbürgt. Diese Täter sind in der Regel auch 
aus eigener Initiative zur Bewährung und Selbsterziehung 
bereit und fähig. Dennoch haben die in diesen Fällen über­
nommenen Bürgschaften eine nicht zu unterschätzende Be­
deutung, wie sich aus den operativen Untersuchungen in 
den Betrieben ergab. Diese Bürgschaften geben den Verur­
teilten moralischen Halt und helfen ihnen, ihr Selbstver­
trauen wiederzugewinnen. Sie verhindern eine Isolierung 
der Täter vom Kollektiv.

Neben der Bürgschaft wird in manchen Fällen die Auf­
lage der Berichterstattung und der Arbeitsplatzbindung 
erteilt. Die Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz 
ist immer dann richtig, wenn sie zur Unterstützung der 
Bürgschaft bei labilen, zur Arbeitsbummelei bzw. zum Ar­
beitsstellenwechsel neigenden Rechtsverletzern angewen­
det wird. Die Auflage der Berichterstattung vor dem Kol­
lektiv sollte neben der Bürgschaft die Ausnahme sein. Sie 
könnte z. B. in dem Falle zweckmäßig sein, wenn bei einem 
labilen Täter die Bürgschaftserklärung des Kollektivs 
nicht konkret ausgestaltet ist. Ansonsten ist ja gerade die 
Berichterstattung eine Hauptmethode zur Realisierung 
der Bürgschaft, so daß eine gleichlautende Bewährungs­
auflage nicht erforderlich ist.

Realisierung der Bürgschaften

den Verurteilten einzuwirken. Teilweise wird über die er­
zieherischen Maßnahmen schriftlich Nachweis geführt. Bei 
Bürgschaften von Klassen- bzw. Lehrlingskollektiven wird 
deutlich, daß die Jugendlichen zur Verwirklichung dieser 
schwierigen Aufgabe die Hilfe der Lehrer und Erzieher 
brauchen.1 2 3 4

Überwiegend erklärten die Kollektive, daß sie die Ver­
wirklichung der Bürgschaft nicht als Belastung empfunden 
haben, sondern daß dadurch die positive Entwicklung des 
ganzen Kollektivs gefördert wurde. Die meisten bürgenden 
Kollektive kennen jedoch nicht die gesetzliche Möglichkeit 
der vorzeitigen Beendigung der Bewährungszeit auf Antrag 
des Bürgen (§ 35 Abs. 2 StGB) bzw. die Möglichkeit der 
Antragstellung auf Widerruf der Bewährungsverurteilung 
bzw. auf Erlöschen der Bürgschaft (§ 31 Abs. 4 und 5 StGB). 
Diese Möglichkeiten sollten bei der Auswertung von Ver­
fahren in den Arbeitskollektiven und auch im Rahmen der 
Öffentlichkeitsarbeit stärker propagiert werden.
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Fortsetzung von S. 125

sehen dem Ministerium der Justiz und den Kollegien her­
ausgebildet hat. Besonders auch bei der Gestaltung dieser 
Regelungen wurde die Eigenverantwortung der Kollegien 
gewahrt und gestärkt, und es wurden die differenzierten 
Formen und Methoden berücksichtigt, die sich bisher im 
Zusammenwirken als vorteilhaft erwiesen haben.

Für die Verwirklichung der neuen Regelungen tragen 
die Organe der Kollegien, besonders die Vorstände, eine 
große Verantwortung. Ihre Leitungstätigkeit muß deshalb 
darauf gerichtet sein, alle Mitglieder und Mitarbeiter der 
Kollegien mit den neuen Rechtsgrundlagen vertraut zu 
machen und sie dazu zu befähigen, den neuen, höheren 
Ansprüchen gerecht zu werden. Dabei geht es darum, die 
Qualität und die gesellschaftliche Wirksamkeit der An­
waltstätigkeit zu erhöhen und auch auf diese spezielle 
Weise mit dafür zu sorgen, daß das sozialistische Recht 
noch besser und noch wirkungsvoller realisiert wird, wie 
das seiner ständig wachsenden Bedeutung entspricht.
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Die Kollektive bzw. Einzelbürgen nehmen ihre Bürg­
schaftserklärung ernst und bemühen sich, erzieherisch auf


